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5. Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)
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Stadt Pirna

Der Geltungsbereich der nachfolgenden textlichen Festsetzungen stimmt mit dem zeichnerisch festgesetzten Geltungsbereich des
Bebauungsplan Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ der Stadt Pirna überein.

I Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB)

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 5, 6 und 9, § 4 BauNVO)

1.1 Bauliche Nutzung - Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)
Im Plangebiet wird die Fläche WA als Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO ausgewiesen.
Nicht zulässig sind folgende nach § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässige Nutzungen gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO: 

- Die der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe
- Anlagen für sportliche Zwecke

Die Bestimmungen gelten nicht für Kioske und Backshops. Diese kleinen Betriebe sind allgemein zulässig.
Nicht zulässig sind folgende nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes
- Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe
- Gartenbaubetriebe
- Tankstellen

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB / § 16 Abs. 2, § 18 und § 19 Abs. 4 BauNVO)

Die Festsetzungen zu Grundflächenzahl, Geschossflächenzahl, maximale Anzahl der Vollgeschosse sowie Höhe des
Erdgeschossfertigfußbodens sind in der Nutzungsschablone oder durch Planeinschrieb geregelt.

2.1 Zulässige Überschreitung der Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist die Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch notwendige Garagen und Stellplätze mit
ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgarage)
bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 zulässig.

2.2 Festgesetzte Höhe des Erdgeschossfertigfußbodens (§ 18 BauNVO)
Die festgesetzte Höhe der Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens ist für jedes Baufeld durch Planeinschrieb geregelt und darf
um maximal 0,20 m über- bzw. unterschritten werden.

2.3 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 BauNVO) und Vollgeschosse (§ 20 BauNVO)
Der Bezugspunkt ist die durch Planeinschrieb festgesetzte Höhe der Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens je Baufeld.
Die Gebäudehöhe ist wie folgt festgesetzt:

- bei 3 Vollgeschossen bei maximal 9,50 m über dem Bezugspunkt
- bei 4 Vollgeschossen bei maximal 12,70 m über dem Bezugspunkt

Ein 4. Vollgeschoss ist nur zulässig, wenn es maximal 70 % der Grundfläche des Gebäudes umfasst und mindestens einen Abstand
von 2,00 m von der östlichen Gebäudegrenze in Bezug auf die Grundfläche des Gebäudes aufweist.
Für die Bestimmung der festgesetzten Gebäudehöhe gilt die Höhe der aufgehenden Außenwand vom Bezugspunkt bis zum
Schnittpunkt mit der oberen Dachbegrenzungslinie. Die zulässige Gebäudehöhe darf durch eine Attika um maximal 0,60 m
überschritten werden.
Oberhalb des obersten Geschosses sind nur technische Aufbauten bis zu einer Höhe von 1,20 m über Gebäudehöhe und mit einem
Mindestabstand von 1,50 m zur äußeren Baukörperkante zulässig. Andere Dachaufbauten oder Dachterrassen sind oberhalb des
obersten Geschosses nicht zulässig.

3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen sowie Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 6 BauGB / § 22 und § 23
BauNVO)

Die Festsetzungen zu Bauweise und Baugrenzen sind in der Nutzungsschablone oder durch Planeinschrieb geregelt.

3.1 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes dürfen die Baugrenzen zur Errichtung von ebenerdigen Terrassen um maximal 3,00 m und
nur in eine Richtung überschritten werden.

Eine Überschreitung der Baugrenzen mit Vorbauten (wie Balkone, Altane, Erker, Terrassenüberdachungen, Vordächer,
Hauseingangsüberdachungen) ist nicht zulässig.

3.2 Nicht überbaubare Grundstücksfläche
Im Allgemeinen Wohngebiet ist am südlichen Rand des Geltungsbereichs entlang der außerhalb des Geltungsbereichs liegenden
Straße „Siegfriedweg“ ein Fußweg mit einer Breite von 1,30 m anzulegen.

3.3 Wohneinheiten / Beschränkung der Anzahl von Wohneinheiten
Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind maximal 28 Wohneinheiten zulässig.

4 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB / § 12 und § 21 a BauNVO)

4.1 Nebenanlagen (§ 14 BauNVO und § 23 Abs. 5)
Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zwischen Baufeld A und Baufeld B auf einer
Fläche mit einer Tiefe von 10,00 m und über die gesamte Breite des Grundstücks nur Nebenanlagen wie Zuwegungen,
Kinderspielplatz und Anlagen zur Regenwasserbewirtschaftung zulässig.

4.2 Stellplätze und Garagen (§ 12 und § 21a Abs. 5 BauNVO)
Stellplätze sind nur innerhalb des hierfür gesondert gekennzeichneten Bereiches „St“ als offene Stellplätze zulässig.
Garagen sind nur als Tiefgarage innerhalb des hierfür gesondert gekennzeichneten Bereiches „TGa“ zulässig. Die
Tiefgaragenzufahrt ist in komplett geschlossener Bauweise auszuführen.
Entsprechend § 21a Abs. 1 BauNVO ist die Tiefgarage nicht auf die Zahl der zulässigen Vollgeschosse nach § 16 Abs. 2 BauNVO
und die Geschossflächenzahl nach § 16 Abs. 2 Satz 2 BauNVO anzurechnen.
Die Oberkante Tiefgarage muss mindestens 60 cm unter dem festgesetzten Bezugspunkt der Oberkante des
Erdgeschossfertigfußbodens liegen und eine Überdeckung von mindestens 60 cm bis 80 cm aufweisen.

Die planungsrechtlichen Festsetzungen I 6.10 Begrünung unterbauter Flächen sowie I 4.1 Nebenanlagen sind zu beachten.

5 Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

5.1 Versickerung von Niederschlagswasser auf Baugrundstücken
Das auf den Baugrundstücken anfallende unbelastete Niederschlagswasser ist vollständig auf den Grundstücken zu versickern, auf
denen es anfällt. Die Differenz der auf den befestigten Flächen des Grundstückes anfallenden Regenwassermengen zwischen den
30-jährigen Regenereignis und dem 5-jährigen Berechnungsregen sind schadlos am Ort des Anfalls zurückzuhalten und gedrosselt
in das Grundwasser einzuleiten.
Bei Versickerung des auf allen Grundstücken anfallenden Niederschlagswassers ist die Versickerungsfähigkeit des Untergrundes
(Durchlässigkeitsbeiwert) durch einen standortspezifischen Sickerungsversuch nach dem Merkblatt des LfULG „Ausführung und
Auswertung des Sickertests im Schürf“ durchzuführen und zu bewerten.
Die Dokumentation ist mit der rechnerischen Ermittlung des Durchlässigkeitsbeiwertes dauerhaft aufzubewahren. Sofern der
Durchlässigkeitsbeiwert am Standort von den getroffenen Einschätzungen abweicht, ist die Dimensionierung der
Versickerungsanlage zu überprüfen und ggf. anzupassen.
Die Hinweise unter III 6.4 Versickerung sind zu beachten.

6 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 i.V.m.
§ 9 Abs. 6 BauGB) - Artenschutzfachliche Schutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 44 BNatSchG)

Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft sowie zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG
werden folgende Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt:

Regelungen zum Schutz von Arten und Biotopen

6.1 Ökologische Baubegleitung

Die Baumaßnahme ist einschließlich von Rodungs- und Abrissarbeiten durch einen Fachgutachter zu betreuen, um die Einhaltung
und Durchführung der geplanten Artenschutzmaßnahmen sicherzustellen. Falls während der Baumaßnahme ein Brutversuch
europäischer Vogelarten oder eine Quartiernutzung durch Fledermäuse erfolgt, sind geeignete Schutzmaßnahmen, wie das Bergen
und die fachgerechte Versorgung aufgefundener Nestlinge oder Tiere unter der Leitung der ökologischen Baubegleitung in
Abstimmung mit der Naturschutzbehörde vorzusehen.

6.2 Nachtbauverbot
Während der Reproduktionszeit der Fledermäuse von Anfang Mai bis Mitte September sind Baumaßnahmen außerhalb der
Gebäude zwischen dem Eintreten der Dämmerung bis zum Sonnenaufgang nicht zulässig. Zwingend notwendige
Baustellenbeleuchtungen sind mit Bewegungsmeldern zu koppeln und auf ein Mindestmaß im Bereich der Fußwege und öffentlichen
Flächen zu reduzieren.

6.3 Verminderung des Kollisionsrisikos an Glasflächen

Bei zusammenhängenden Glasflächen von >2 m2 ohne Leistenunterteilung ist eine nutzungskonforme Reduktion der
Durchsichtigkeit durch die Integration flächiger Markierungen oder durch die Verwendung transluzenter bzw. farbiger Materialien
sowie Reduzierung möglicher Spiegelungen durch einen Reflexionsgrad von maximal 15 % vorzusehen.

6.4 Einsatz insektenschonender und fledermausgerechter Beleuchtungsmittel
Für die Beleuchtung des Freiraums innerhalb der Baufelder und Verkehrsflächen ist nur die Verwendung von Leuchten mit einer
Lichtfarbe unter 3.300 K / Farbton „warmweiß“ mit einem Abstrahlwinkel nach unten zulässig. Das großflächige Anstrahlen von
Fassaden ist nicht zulässig. Fassadenbereiche, an denen sich Ersatzquartiere oder Einflugöffnungen von Fledermäusen befinden,
sind generell von einer Beleuchtung freizuhalten.

6.5 Fledermausquartiere an den Wohngebieten im Geltungsbereich
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes auf den Flurstücken 189/27, 189/8 und 185/16 sind an den Wohngebäuden insgesamt
2 Fledermausquartiere als Großraum- und Überwinterungshöhle und / oder als Ganzjahresquartier nach Abschluss der
Baumaßnahme anzubringen und dauerhaft zu unterhalten. Je ein Kasten ist auf der Nordseite und auf der Südseite eines Gebäudes
zu platzieren.

6.6 Präsenzkontrolle auf Reptilien
Die Wiese im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes WA ist durch sachkundige Personen durch mehrmaliges Begehen auf das
Vorkommen gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG besonders streng geschützter Tierarten zu prüfen. Schwerpunkt hierbei
bilden europäische Reptilienarten. Bei Vorkommen dieser Arten sind Maßnahmen zu planen und durchzuführen, welcher die
Erhaltung der in § 44 BNatSchG enthalten Bestimmungen zum Schutz der Arten sicherstellen bzw. die Erteilung einer
Ausnahmegenehmigung gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG oder einer Befreiung nach § 67 BNatSchG rechtfertigen.
Die zuständige untere Naturschutzbehörde ist über das Ergebnis der Prüfung, sowie über geplante Sicherungs- und
Ersatzmaßnahmen zu informieren. Sind besonders streng geschützte Arten betroffen, ist eine naturschutzrechtliche
Ausnahmegenehmigung bzw. eine naturschutzrechtliche Befreiung von den Bestimmungen des § 44 BNatSchG zu beantragen. Mit
den Erschließungsarbeiten ist erst nach Freigabe durch die sachkundige Person zu beginnen.
Realisierungszeitpunkt: Zwischen April bis Juli, vor Beginn der Erschließungsarbeiten

6.7 Einfriedungen
Mauern, Einfassungen, Begrenzungen, Borde sowie Barrieren sind so zu gestalten, dass sie für Kleintiere keine Barrierewirkung
entfaltet. Der Einsatz von Stacheldraht im bodennahen Bereich ist nicht zulässig. Die Einfriedung muss mindestens 10 cm oberhalb
der Geländeoberfläche enden. Alternativ sind in regelmäßigen Abständen von maximal 15 m Durchlässe der Mindestgröße 20 x 20
cm in Bodenhöhe einzurichten.

Regelungen zum Schutz von Boden und Wasser

6.8 Gestaltung von Wegen, Stellplätzen und sonstigen befestigten Flächen
Alle Wege, Terrassen, Stellplätze inkl. der dazugehörigen Fahrgassen und sonstigen befestigten Flächen sind teilversiegelt und in
wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen. Der Fugenanteil der Pflasterflächen von Wegen und Fahrgassen hat mindestens 10 %
zu betragen, der Fugenanteil der Pflasterflächen von Stellplätzen hat mindestens 30 % zu betragen.

6.9 Dachbegrünung

Flachdächer von Gebäuden, Nebenanlagen sowie die Überdachung der Tiefgaragenzufahrt sind mit einer Substratschicht von
mindestens 10 cm zu begrünen. Die Dachbegrünung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Für die Begrünung sind Arten der
Pflanzliste 4 zu verwenden.

6.10 Begrünung unterbauter Flächen
Die nicht durch bauliche Anlagen überbauten Flächen auf Tiefgargenüberdachung sind vollständig mit einem mindestens 60 cm bis
80 cm dicken durchwurzelbaren Substrataufbau zu überdecken und intensiv zu begrünen. Ausgenommen davon sind die
Überdachungen der Tiefgaragenzufahrt.

Für Baumneupflanzungen auf unterbauten Flächen muss eine Schichtdicke des durchwurzelbaren Substrataufbaus von mindestens
1,00 m gewährleistet sein. Vgl. planungsrechtliche Festsetzung I 7.2 Anpflanzen von Hausbäumen auf  der privaten
Grundstücksfläche - Pflanzgebot 2 (PG2).

Die Begrünung ist fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

6.11 Fassadenbegrünung

Fassadenabschnitte der Hauptgebäude, die auf einer Länge von mehr als 5,00 m keine Öffnungen aufweisen, sind punktuell mit
hochwüchsigen, ausdauernden Schling- oder Kletterpflanzen in der Mindestqualität 3-triebig zu begrünen. Die Pflanzungen sind
dauerhaft zu unterhalten und im Falle eines Abgangs zu ersetzen. Für die Fassadenbegrünung sind entsprechend des Standortes
und des Begrünungssystems (bodengebundener Fassadenbegrünung oder wandgebundenen Begrünung) geeigneten Arten
auszuwählen.

Regelungen zum Schutz des Ortsbilds

6.12 Geländegestaltung
Geländegestaltungen zum Ausgleich von Niveauunterschieden sind nur als naturnahe begrünte Böschungen mit einer Neigung von
maximal 1:3 oder als Mauern aus ortstypischen Naturmaterialien zulässig. Die Höhe der Mauern bzw. Niveauunterschiede der
Böschungen darf maximal 0,50 m lotrechter Höhe bei durchgehender Böschungslinie betragen.

7 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

7.1 Anpflanzen von Straßenbäumen auf der privaten Grundstücksfläche - Pflanzgebot 1 für (PG1)
An der südlichen Grenze des Allgemeinen Wohngebietes sind an den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten maximal 3,00
m von der Straßenkante entfernt Laubbäume (Hochstamm, StU 14/16 cm, 3xv) aus nachfolgender Pflanzenauswahl zu pflanzen.
Pflanzenauswahl:

- Feld-Ahom Sorte Elsrik (Acer campestre Elsrik)
- Spitz-Ahorn Sorte Globosum oder Cleveland (Acer platanoides)
- Hainbuche Sorte Fastigiata (Carpinus betulus Fastigiata)
- Winter-Linde Sorte Rancho oder Roelvos (Tilia cordata)

Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, entsprechend zu pflegen. Abgängige Pflanzen sind art- und qualitätsgleich zu ersetzen.
Die genauen Pflanzstandorte sind in Abstimmung mit den örtlichen Erschließungsbedingungen (Leitungen, Versickerungsanlagen,
Zufahrten, Grundstücksgrenzen etc.) festzulegen. Geringfügige Abweichungen von den im Plan eingetragenen Pflanzstandorten sind
dadurch möglich.
Realisierungszeitpunkt: Die Pflanzung ist mit Baufertigstellung bzw. Nutzungsaufnahme auf den jeweiligen Grundstücken des
allgemeinen Wohngebietes WA abzuschließen.

7.2 Anpflanzen von Hausbäumen auf der privaten Grundstücksfläche - Pflanzgebot 2 (PG2)
An den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten sind

- auf den nicht unterbauten Flächen einheimische Laubbäume (Hochstamm, StU 14/16 cm, 3xv.) / einheimische Obstbäume
(Hochstamm, lokaltypische Sorten, 3xv., StU 12/14 cm) entsprechend der Pflanzliste 1 und

- auf den unterbauten Flächen standortgerechte Bäume für unterbaute Flächen (Hochstamm, StU 14/16 cm, 3xv) entsprechend
der Pflanzliste 2

zu pflanzen. Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, entsprechend zu pflegen. Abgängige Pflanzen sind art- und qualitätsgleich
zu ersetzen
Die genauen Pflanzstandorte sind in Abstimmung mit den örtlichen Erschließungsbedingungen (Leitungen, Versickerungsanlagen,
Zufahrten, Grundstücksgrenzen etc.) festzulegen. Geringfügige Abweichungen von den im Plan eingetragenen Pflanzstandorten sind
dadurch möglich.
Für Baumneupflanzungen auf unterbauten Flächen muss eine Schichtdicke des durchwurzelbaren Substrataufbaus von mindestens
1,00 m gewährleistet sein. Vgl. planungsrechtliche Festsetzung I 6.10 Begrünung unterbauter Flächen.
Realisierungszeitpunkt: Die Pflanzung ist mit Baufertigstellung bzw. Nutzungsaufnahme auf den jeweiligen Grundstücken des
allgemeinen Wohngebietes WA abzuschließen.

7.3 Anpflanzen von Hecken auf privaten Grundstücksflächen - Pflanzgebot 3 (PG3)
Auf der zum Anpflanzen von Hecken festgesetzten Fläche PG3 ist mindestens eine 0,80 m breite Hecke anzulegen. Die Hecke ist
aus Sträuchern Pflanzqualität 3-triebig, 60-100 cm Höhe, Pflanzdichte von 3 Stück pro lfm, Mindestwuchshöhe 1,20 m aus
nachfolgender Pflanzenauswahl zu pflanzen.
Pflanzenauswahl:
Feld-Ahorn Acer campestre (als Heckenpflanze)
Hainbuche Carpinus betulus (als Heckenpflanze)
Rot-Buche Fagus sylvatica (als Heckenpflanze)
Liguster Ligustrum vulgare
Schlehe Prunus spinosa

Die Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, entsprechend zu pflegen. Abgängige Pflanzen sind art- und qualitätsgleich zu ersetzen.
Realisierungszeitpunkt: Die Pflanzung ist mit Baufertigstellung bzw. Nutzungsaufnahme auf den jeweiligen Grundstücken des
allgemeinen Wohngebietes WA abzuschließen.

8 Zuordnung von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1a BauGB)

8.1 Externe Maßnahme - Ökokonto-Maßnahme „Erweiterung FND Birkwitzer Wiese“

Für die nicht im Plangebiet ausgleichbaren Eingriffe werden den Flurstücken 189/8 und 189/27 (ehemals Flurstücke 185/14, 187/3,
189/6) im Bebauungsplan 6'506 Wertpunkte aus der Ökokonto-Maßnahme „Erweiterung FND Birkwitzer Wiese“ zugeordnet.

II Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 Abs. 1 Nr. 1 und 4 SächsBO)

1 Besondere Anforderungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen sowie von Werbeanlage (§ 89 Abs. 1 Nr. 1 SächsBO)

1.1 Fassadengliederung, -gestaltung und Farbwahl
Die Außenwände von Gebäuden sind als Putzfassaden auszuführen. Ausnahmsweise sind Außenwände als holzverkleidete
Fassaden zulässig, wenn sie nachweislich den Anforderungen des Abschnittes 4 der SächsBO entsprechen. Gebäude mit Holz als
überwiegendem Baustoff in statischem Grundgerüst (Wand, Decke, statisch wirksame Bauteile) sind nur zulässig, wenn sie
nachweislich den Anforderungen des Abschnittes 4 der SächsBO entsprechen.
Im Allgemeinem Wohngebiet sind Fassaden nur in gedeckten hellen Farbtönen der Farbbereiche weiß, gelb und grau zulässig.
Teilflächen von Fassaden aus Glas sind zulässig, wenn sie einen maximalen Reflexionsgrad bis 20% des einfallenden Lichtes
aufweisen und maximal 50 % der gesamten Fassadenfläche einnehmen.
Selbstleuchtende, metallisch glänzende sowie hochglänzenden Fassaden sind nicht zulässig.
Eine Fassadenbegrünung ist zulässig.

1.2 Dachform und Dachgestaltung
Dächer von Gebäuden und Nebenanlagen sind nur als Flachdächer bis zu einer Neigung von 5° zulässig.
Die Dächer der Hauptbaukörper sind als Solar-Gründach anzulegen. Die Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sollen
dabei mindestens eine Fläche von 30 % je Dach eines Hauptbaukörpers aufweisen.
Die planungsrechtliche Festsetzung I 6.9 Dachbegrünung ist zu beachten.

1.3 Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie
Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind nur an und auf Dach- und Außenwandflächen zulässig.

1.4 Werbeanlagen
Werbeanlagen an Gebäuden sind nur unterhalb der Traufkante und an der Stätte der Leistung zulässig. Sie dürfen eine
Gesamtgröße von 0,5 m² je Gebäudeseite nicht überschreiten.

2 Gestaltung der Plätze für bewegliche Abfallbehälter und der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie über die
Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen (§ 89 Abs. 1 Nr. 5 SächsBO)

2.1 Müll- und Abfallbehälterstandplätze
Standorte für Abfallbehälter sowie Abfallsammelbehälter sind mit einem Sichtschutz und zusätzlicher Bepflanzung zu umgeben.

2.2 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke
Die vorhandene Geländehöhe ist in den Baugrundstücken zu erhalten. Auffüllungen und Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von
0,50 m über bzw. unter dem vorhandenen Gelände zulässig, wenn dies aus topographischen Gründen erforderlich ist.
Die Höhe des vorhandenen Geländes wird für jedes Baufeld wie folgt festgelegt:

- Baufeld A: 132,40 m ü. NHN
- Baufeld B: 132,80 m ü. NHN
- Baufeld C: 133,25 m ü. NHN

2.3 Einfriedungen
Einfriedungen sind nur als Holzlattenzäune bis 1,50 m Höhe mit senkrechter Lattung oder als geschnittene Laubgehölzhecken bis
2,00 m Höhe und einer Mindestbreite von 0,50 m zulässig. Maschendraht- oder Metallstabmattenzaun sind an den Grundstücken der
allgemeinen Wohngebiete bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig, wenn sie in eine mindestens genauso hohe Heckenpflanzung
eingegliedert werden. Alle Einfriedungen dürfen nur mit einem Mindestabstand von 0,25 m hinter der Straßenbegrenzung errichtet
werden.
Alle Einfriedungen sind über die Farbgestaltung in die Umgebung zu integrieren. Die planungsrechtliche Festsetzung I 6.7
Einfriedungen ist zu beachten.

III Hinweise

1 Altlasten / Abfallrecht

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegen nach derzeitigem Stand keine Informationen über Ablagerungen/Altlasten vor.
Es wird darauf hingewiesen, dass mit Inkrafttreten der „Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen
Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke - Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) sowie der novellierten Bundes-Bodenschutz
und Altlastenverordnung (BBodSchV (neu))“ ab dem 1. August 2023 die Anforderungen der Technischen Regeln der LAGA, des
Sächsischen Recyclingerlasses sowie der BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999) keine
Gültigkeit mehr besitzen.
Ein Ersatzbaustoff (z. B. der bei der Baumaßnahme anfallende Erdaushub), der nach dem 1. August 2023 verwertet werden soll, ist
gemäß den Vorgaben der ErsatzbaustoffV zu untersuchen. Auf die Übergangsvorschrift nach § 27 Abs. 3 ErsatzbaustoffV wird
verwiesen.
Wird Bodenmaterial nach §§ 6 bis 8 BBodSchV (neu) im Rahmen der Baumaßnahme auf- oder eingebracht, ist die BBodSchV (neu)
ab dem 1. August 2023 anzuwenden. Dabei ist zu beachten, dass die allgemeinen Anforderungen an die Probenahme nach § 19
Abs. 1 S. 1 und 2 BBodSchV (neu) nach der Übergangsvorschrift des § 28 Abs. 2 BBodSchV (neu) erst ab dem 1. August 2028
einzuhalten sind. Auch Vorgaben für durchzuführende Untersuchungen (insbesondere bei der Eluatanalyse) wurden geändert, so
dass Analyseergebnisse von älteren Untersuchungen teilweise nicht mehr verwendet werden können.

2 Archäologie

Mindestens 3 Wochen vor Beginn der Erschließungs- und Bauarbeiten ist das Landesamt für Archäologie über das von Bautätigkeit
betroffene Areal zu informieren. Die Baubeginnanzeige soll die ausführenden Firmen, Telefonnummer und den verantwortlichen
Bauleiter benennen.
Werden während der Bauarbeiten archäologische Funde und Befunde angetroffen, ist dies gemäß § 20 SächsDSchG unverzüglich
dem Landesamt für Archäologie mitzuteilen.

3 Barrierefreies Bauen

Bei der Gestaltung der öffentlichen Wege und Zugänge sind die Vorgaben zur Barrierefreiheit einzuhalten. Im Außenbereich sowie in
der Tiefgarage sollten, entsprechend der DIN 18205-1, entsprechende Parkmöglichkeiten für mobilitätseingeschränkte Menschen
vorgesehen werden. Demnach sollen bei Neubauten 1% der Parkflächen, mindestens jedoch zwei Stellplätze den Vorgaben für
Rollstuhlfahrer (Maße siehe DIN 18040-3) entsprechen.
Dem Bauherren ist zu empfehlen, die Wohnungen möglichst barrierefrei zu gestalten, sodass ein lebenslanges Wohnen in den
eigenen 4 Wänden möglich ist.

4 Baum- und Gehölzschutz

Die Rodung von Gehölzen ist auf das absolut notwendige Maß zu beschränken. Gehölz sind im Umgriff des Baufeldes während der
Baumaßnahmen gemäß DIN 18920 und gemäß der Baumschutzsatzung der Stadt Pirna zu schützen und dauerhaft zu erhalten und
bei Abgang ihrer Art entsprechend nachzupflanzen.
Sollte im Baubereich das Fällen von Bäumen notwendig werden, sind diese bei der Stadt Pirna, Fachgruppe Stadtplanung und
Grünflächen entsprechend zu beantragen (Sächsisches Naturschutzgesetz i.V.m. Baumschutzsatzung der Stadt Pirna).
Bei Rodungen und Baumfällungen ist die Baumschutzsatzung der Stadt Pirna in der aktuell gültigen Fassung zu beachten.

5 Baugrunduntersuchung sowie Bohranzeige-/ Bohrergebnismitteilungspflicht

Es wird empfohlen, die Baugrundeignung der für eine Bebauung vorgesehenen Flächen (Gebäudestandorte, Versorgungsmedien,
Verkehrswege) durch eine Baugrunderkundung nach DIN 4020 / DIN EN 1997 prüfen zu lassen.
Geologische Untersuchungen wie Baugrundbohrungen sind nach GeolDG spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG als
zuständige Behörde anzuzeigen (§ 8 GeolDG). Für diese Anzeigen wird das Online-Portal des LfULG „ELBA.SAX“ empfohlen.
Spätestens drei Monate nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Bohrprofile und
Laboranalysen und spätestens sechs Monate nach dem Abschluss sind Bewertungsdaten wie Einschätzungen, Schlussfolgerungen
oder Gutachten an das LfULG zu übergeben (§ 9, 10 GeolDG).
Die allgemeinen geologischen und hydrogeologischen Untergrundverhältnisse lassen sich auf den geologischen Themenkarten des
LfULG im Internet unter der Internetadresse https://www.geologie.sachsen.de einsehen.

6 Bauzeitenregelung

Gehölzrodungen und Baufeldfreimachung der in Anspruch zu nehmenden Flächen sowie der Baubeginn der Erschließungsanlagen
sind unter Beachtung des § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außerhalb der Brut- und Vegetationsperiode im Zeitraum von 1. Oktober bis 28.
Februar zulässig.

7 Boden- und Wasserschutz

7.1 Allgemeine Hinweise
Schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren, es ist Vorsorge zu treffen gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden. Die
Wiederverwendung der im Rahmen der geplanten Bauvorhaben auszubauenden Bodenmaterialien vor Ort ist so weit wie möglich
anzustreben. Bodenaushub ist grundsätzlich getrennt nach Bodenart zu erfassen, zwischenzulagern und einer Wiederverwendung
möglichst am Ort zuzuführen. Überschüssiger Bodenaushub ist vorrangig einer Verwertung zuzuführen.

Es wird darauf hingewiesen, dass mit Inkrafttreten der „Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen
Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke - Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) sowie der novellierten Bundes-Bodenschutz
und Altlastenverordnung (BBodSchV)“ ab dem 1. August 2023 die Anforderungen der Technischen Regeln der LAGA, des
Sächsischen Recyclingerlasses sowie der BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12. Juli 1999) keine
Gültigkeit mehr besitzen.
Ein Ersatzbaustoff (z. B. der bei der Baumaßnahme anfallende Erdaushub), der nach dem 1. August 2023 verwertet werden soll, ist
gemäß den Vorgaben der ErsatzbaustoffV zu untersuchen. Auf die Übergangsvorschrift nach § 27 Abs. 3 ErsatzbaustoffV wird
verwiesen.
Wird Bodenmaterial nach §§ 6 bis 8 BBodSchV(neu) im Rahmen der Baumaßnahme auf- oder eingebracht, ist die BBodSchV(neu)
ab dem 1. August 2023 anzuwenden. Dabei ist zu beachten, dass die allgemeinen Anforderungen an die Probenahme nach § 19
Abs. 1 S. 1 und 2 BBodSchV (neu) nach der Übergangsvorschrift des § 28 Abs. 2 BBodSchV (neu) erst ab dem 1. August 2028
einzuhalten sind. Auch Vorgaben für durchzuführende Untersuchungen (insbesondere bei der Eluatanalyse) wurden geändert, so
dass Analyseergebnisse von älteren Untersuchungen teilweise nicht mehr verwendet werden können.

7.2 Erdarbeiten
Erdarbeiten sind möglichst nicht in Nasszeiten bzw. Frost- und Tauperioden durchzuführen. Vor Beginn der Bauarbeiten ist von der
in Anspruch zu nehmender Fläche vorhandener Oberboden (Mutterboden) abzuschieben, in Mieten zwischenzulagern und vor
Vernichtung, Vergaudung und Erosion zu schützen. Bodenaushub ist getrennt nach Unterboden und mineralischem Untergrund zu
erfassen und in Mieten zwischenzulagern. Boden soll möglichst vor Ort wieder verwertet werden. Eine Vermischung ist unzulässig.

7.3 Oberflächig abfließendes Wasser
Die Topografie und die Baugrundverhältnisse können bei Starkregenereignissen zu oberflächig abfließendem Wasser führen. Der
Abfluss darf nicht zum Nachteil des tieferliegenden Grundstückes verstärkt oder verändert werden. Der Zutritt von
Oberflächenwasser auf öffentliche Verkehrsflächen und auf unterhalb vorhandene Grundstücke ist durch geeignete Maßnahmen zu
verhindern.

Übernahme von Oberflächen- und Sickerwasser richtet sich nach den Regelungen des § 37 WHG i.V.m. § 29 SächsWG, wobei nach
wild abfließendem Wasser aus natürlicher Entstehung sowie abfließendem Wasser aus veränderten, bebauten oder befestigten
Flächen unterschieden wird. Letzteres hat der Grundstückseigentümer selbstverantwortlich zu entsorgen und ein Abfließen auf
Nachbargrundstücke zu verhindern. Eine Grunddienstbarkeit ist für wild abfließendes Wasser aus natürlicher Entstehung nicht
erforderlich.

7.4 Versickerung
Bei geplanter Versickerung von Niederschlagswasser auf Grundstücken sind § 8 WHG (Wasserhaushaltsgesetz), §§ 55 SächsWG
(Sächsisches Wassergesetz) und die Erlaubnisfreiheits-Verordnung - (ErlFreihVO) zu beachten.
Für die Versickerung ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen, sobald die Anforderungen
an das erlaubnisfreie Versickern gemäß Erlaubnisfreiheits-Verordnung (ErlFreihVO) nicht erfüllt sind.
Die Planung und Bemessung der Versickerungsanlagen hat nach Arbeitsblatt DWA-A 138 Planung, Bau und Betrieb von Anlagen
zur Versickerung von Niederschlagswasser zu erfolgen. Dabei ist eine Beeinträchtigung von Dritten zu vermeiden und mit der Wahl
eines ausreichenden Abstandes zu Gebäuden gemäß Arbeitsblatt DWA-A 138 das/die Gebäude gegen Durchfeuchtung zu schützen.
Die Berechnung der anfallenden Niederschlagsmengen ist dabei jeweils auf der aktuellen Datenbasis (Stand 2023: KOSTRA-DWD
2020) durchzuführen.
Für den Nachweis der Durchlässigkeit, der an der Sohle der geplanten Versickerungsanlage anstehenden Bodenschichten ist ein
standortspezifischer Sickerversuch, nach dem Merkblatt des LfULG „Ausführung und Auswertung des Sickertests im Schürf,
durchzuführen und zu bewerten. Grundsätzlich ist der Sickerversuch in der Schicht vorzunehmen, in die versickert werden soll.

Auf der Grundlage der Nachweise der Überflutungssicherheit für die Wohngrundstücke müssen ausreichende Versickerungsflächen
freigehalten werden bzw. zur Verfügung stehen. Für die Bemessung der Versickerungsanlagen ist die mögliche Überschreitung der
zulässigen Grundflächenzahl gemäß Plan und Baunutzungsverordnung zu berücksichtigen (hier gemäß textliche Festsetzung Nr. I
2.1 mit 0,7 angegeben).
Es sind weitere Informationen zu existierenden Hausbrunnen im Umfeld, inklusive Angabe von Grundwasserständen unter
Geländeoberkante, einzuholen.

8 Geothermie

Für den Fall der Errichtung geothermischer Anlagen können auf Anfrage Auskünfte zum geothermischen Potenzial bei der
Projektgruppe Geothermie des LfULG eingeholt werden.

9 Immissionsschutz

Während der Bauphase der Tiefgarage und Gebäude ist sicherzustellen, dass die in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum
Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen - (AVV Baulärm vom 19. August 1970) festgesetzten Immissionsrichtwerte für die
betroffenen Gebiete entsprechend ihrer tatsächlichen Nutzung während der Tagzeit und vor allem während der Nachtzeit
eingehalten werden. Dabei gilt als Nachtzeit die Zeit von 20.00 bis 07.00 Uhr.
Bei der Installation von technischen Gebäudeeinrichtungen mit relevanten Außenschallquellen z. Bsp. Luftwärmepumpen,
Blockheizkraftwerke (BHKW), Klima- und Lüftungsanlagen, Windkraftanlagen (WKA) oder anderer geräuschintensiver Anlagen sind
die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm entsprechend der Gebietseinstufung unter Beachtung der Geräusch-Vorbelastungen
einzuhalten bzw. zu unterschreiten. Entfällt auf den Beurteilungspegel der technischen Anlage ein Pegel der 10 dB(A) unter dem für
die Fläche maßgeblichen Immissionsrichtwert liegt, so liegt diese Anlage nicht im Einwirkungsbereich eines maßgeblichen
Immissionsortes.

10 Natürliche Radioaktivität

Das zu überplanende Gebiet befindet sich außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes und nach Erkenntnissen des LfULG
in einer als unauffällig bezüglich der zu erwartenden durchschnittlichen Radonkonzentration in der Bodenluft charakterisierten
geologischen Einheit. Der Gesetzgeber schreibt neben den grundsätzlichen Maßnahmen zum Radonschutz, welcher durch eine
fachgerechte Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des Feuchteschutzes nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
als ausreichend angesehen wird, keine zusätzlichen Anforderungen an den Radonschutz vor.
Aber auch außerhalb der festgelegten Radonvorsorgegebiete kann nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden, dass auf Grund
lokaler Gegebenheiten und der Eigenschaften des Gebäudes hinsichtlich eines Radonzutrittes dennoch erhöhte Werte der
Radonaktivitätskonzentration in der Raumluft auftreten können. Daher wird generell empfohlen dem vorsorgenden Schutz vor Radon
besondere Aufmerksamkeit zu widmen.

11 Nicht überbaute Fläche der bebauten Grundstücke

Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind nach § 8
SächsBO wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die
Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen.

12 Normen- und Richtlinienblätter

Die in diesem Bebauungsplan benannten DIN-Normen und DIN-Vorschriften können bei der Stadtverwaltung Pirna, Fachgruppe
Stadtentwicklung, Am Markt 10 in 01796 Pirna und in den DIN-Normen-Auslegestellen eingesehen werden bzw. sind beziehbar über
die beuth Verlag GmbH, Berlin.

13 Pflanzempfehlungen

Empfehlung für zu verwendende Gehölze (Pflanzenauswahlliste)
Pflanzliste 1 - Pflanzempfehlungen für standortgerechte Laubbäume
Großkronige Baumarten (Bäume 1. Ordnung / Höhe bis über 20m)
Aesculus x carnea Rotblühende Roßkastanie
Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Quercus petraea Trauben-Eiche
Quercus robur Stiel-Eiche
Pinus sylvestris Gemeine Kiefer
Tilia Cordata Winterlinde
Tilia platyphyllos Sommerlinde
Ulmus carpinifolia Feldulme
Ulmus glabra Berg-Ulme

Mittel- und kleinkronige Bäume (Bäume 2. + 3. Ordnung / Höhe bis max. 20m)
Acer campestre Feld-Ahorn
Betula pendula Sand-Birke
Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornel-Kirsche
Malus floribunda Vielblütiger Zierapfel
Malus silvestris Wildapfel
Malus spec. Zierapfel in Sorten
Prunus avium Vogel-Kirsche
Prunus padus Trauben-Kirsche
Pyrus canescens Weißgraue Wildbirne
Sorbus aria Echte Mehlbeere
Sorbus aucuparia Edel-Eberesche
Sorbus intermedia Schwed. Mehlbeere
Obstbäume als Hochstamm regional übliche Sorten

Pflanzliste 2 - Pflanzempfehlungen für standortgerechte Bäume für unterbaute Flächen
Mittel- und kleinkronige Bäume (Bäume 2. + 3. Ordnung / Höhe 6-12/15m)
Acer monspessulanum spec. Französischer Ahorn
Amelanchier lamarckii Kupfer-Felsenbirne
Carpinus japonica Japanische Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche
Crataegus persimilis / prunifolia Pflaumenblättriger Weißdorn
Crataegus lavallei 'Carrierei' Apfel-Dorn, Baum-Weißdorn
Cotinus coggygria Perückenstrauch
Gleditsia triacanthos 'Skyline' Falscher Christusdorn, dornenlose Sorte
Fraxinus ornus Blumen-Esche, Manna-Esche
Malus toringo Kleinfruchtiger Zierapfel
Malus evereste Zierapfel
Mespilus germanica Mispel
Prunus accolade Zierkirsche
Prunus serotina Späte Traubenkirsche
Pyrus calleryana 'Chanticleer' Chinesische Wildbirne
Sorbus aria 'Magnifica' Mehlbeere

Pflanzliste 3 - Pflanzempfehlungen für standortgerechte Sträucher
Cornus sanguinea Gemeiner Hartriegel
Corylus avellana Gewöhnliche Hasel
Cornus mas Kornelkirsche
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Philadelphus coronarius Pfeifenstrauch
Prunus spinosa Schlehe
Rosa canina Hunds-Rose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Pflanzliste 4 - Pflanzempfehlungen für Dachbegrünung
Allium schoenoprassum Schnittlauch
Dianthus carthusianorum Karthäuser-Nelke
Festuca ovinia Schaf-Schwingel
Hieracium pilosella Kleines Habichtskraut
Melica ciliata Wimper-Perlgras
Origanum vulgare Wilder Majoran
Pheleum phleoides Steppen-Lieschgras
Potentilla argentea Silber-Fingerkraut
Sedum spec. verschiedene Sedum-Arten
Silene vulgaris Gemeines Leinkraut
Thymus serpyllum Sand-Thymian

Die Verwendung der Weißdorn-Arten Crataegus grus-galli, Crataegus laevigata „Paul's Scarlet“, Crataegus monogyna, von
Pfaffenhütchen (Euonymus europaea) und von Schneeball (Viburnum opulus) sind aufgrund ihrer Eigenschaft als Wirtspflanze für
gefährliche Pflanzenkrankheiten im Plangebiet untersagt.

14 Siedlungshygiene

Eine hygienisch einwandfreie, der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001 i. d. F. der Bekanntmachung vom 10, März 2016 - BGBl. I
S. 459 - in der geltenden Fassung) entsprechende Versorgung sowie eine normgerechte Abwasserbeseitigung sind auch während
der Bauphase zu sichern.
Sollte eine Neuverlegung von Trinkwasserleitungen, auch die für eine eventuelle Notwasserversorgung, erforderlich sein, kann (auch
abschnittsweise) durch das Gesundheitsamt eine schriftliche Freigabe angefordert werden. Eventuell im Planungsgebiet vorhandene
dezentrale Trinkwasseranlagen (Brunnen) sind zu schützen.

15 Verkehrsanbindung der Grundstücke und Privatstraßen an öffentliche Verkehrsflächen

Vorgesehene Einfahrtstore zu den Grundstücken im Anschluss an öffentliche Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie nicht in
Richtung der Verkehrsfläche öffnen. Die Ein- und Ausfahrten zu den Grundstücken sowie der Anschluss der privaten
Verkehrsflächen an öffentliche Verkehrsflächen sind mit durchgehend abgesenktem Bordstein zu gestalten. Eine zusätzliche
abgerundete Führung des Bordsteins in die jeweilige Zufahrt hinein ist nicht zulässig, um eine verkehrsrechtlich eindeutige Regelung
gemäß § 10 StVO zu gewährleisten. Ein- und Ausfahrten an öffentlichen Verkehrsflächen sind beim zuständigen
Straßenbaulastträger zu beantragen.
Weiterhin sollten Ein- und Ausfahrten baulich und pflanzlich so gestaltet werden, dass rechtzeitig der Verkehr auf der angrenzenden
Straße erkannt wird und somit bei der Ausfahrt keine Gefährdung erfolgt.

16 Vermessungswesen und Katasterinformation

Gemäß § 6 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz (SächsVermKatG) sind Grenz- und Vermessungsmarken besonders
geschützt. Insbesondere dürfen diese nicht entfernt oder verändert werden. Gefährdete Grenzmarken sollten durch einen Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieur (ÖbVI) gesichert werden.

IV Rechtliche Grundlagen
BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des

Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) geändert worden ist

BauNVO - Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist

BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar
2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist

BBodSchV (neu) - Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598, 2716)

BNatSchG - Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember
2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist

ErlFreihVO - Erlaubnisfreiheits-Verordnung vom 12. September 2001 (SächsGVBl. S. 675), die durch Artikel 8 des Gesetzes vom
12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert worden ist

ErsatzbaustoffV - Ersatzbaustoffverordnung - Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke - vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr.
186) geändert worden ist

KrWG - Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 2023
(BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist

PlanZV - Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni
2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

SächsBO - Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel
24 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist

SächsGarStellplVO - Sächsische Garagen- und Stellplatzverordnung vom 13. Juli 2011 (SächsGVBl. S. 312)

SächsGemO - Sächsische Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt
durch Artikel 17 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist

SächsKrWBodSchG - Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz vom 22. Februar 2019 (SächsGVBl. S. 187)

SächsNatSchG - Sächsisches Naturschutzgesetz vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom
20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist

SächsWG - Sächsisches Wassergesetz vom 12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom
20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist

StVO - Straßenverkehrs-Ordnung vom 6. März 2013 (BGBl. I S. 367), die zuletzt durch Artikel 11 der Verordnung vom 20. Juli 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 199) geändert worden ist

WHG - Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 176) geändert worden ist

Änderungsvermerk

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ treten die Regelungen für die deckungsgleichen Teile der
Geltungsbereiche der rechtsgültigen Bebauungspläne „2. Änderung des Bebauungsplanes Gärtnerweg“ i. d. F. v. 12.02.2014 und
Bebauungsplan Nr. 76 „Graupa - Alte Gärtnerei“ i. d. F. v. 17.01.2018 außer Kraft.

Alle Festsetzungen des Bebauungsplans „2. Änderung des Bebauungsplanes Gärtnerweg“ und des Bebauungsplans Nr. 76 „Graupa - Alte
Gärtnerei“ behalten außerhalb des Geltungsbereiches des vorliegenden Bebauungsplans Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ weiterhin
Gültigkeit.

VERFAHRENSVERMERKETeil B TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Der Bebauungsplan Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ wurde auf der Grundlage des § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) erarbeitet.

Vermerk über die Übereinstimmung des Katasterbestandes
Die Darstellung der Flurstücksgrenzen und Flurstücksnummern im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 99 „Wohngebiet am
Siegfriedweg“ entspricht dem katastermäßigen Bestand vom …………… und gilt nur für Übersichtszwecke. Rechtsansprüche können
aus der Darstellung nicht abgeleitet werden.

Pirna, .....................                             ................................................Vermessungsamt

Vermerk über den Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat der Stadt Pirna hat am …………… die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ gemäß §
2 Abs. 1 BauGB beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am …………… ortsüblich im "Pirnaer Anzeiger" Nr. …….….. bekannt
gemacht.

Pirna, .....................                                 ................................................Oberbürgermeister

Vermerk über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zum Entwurf
Der Stadtrat der Stadt Pirna hat am …………… den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ beschlossen
und die dazugehörige Begründung gebilligt sowie die Beteiligung der Öffentlichkeit und die Beteiligung der Behörden gemäß § 13 a
Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ wurde gemäß § 13 a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB vom
…………… bis einschließlich …………… öffentlich ausgelegt.
Ort und Zeit der Auslegung wurden am …………… ortsüblich im "Pirnaer Anzeiger“ Nr. .……….. bekannt gemacht. Der Hinweis, dass
Anregungen nur während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können wurde ebenfalls bekannt gemacht.

Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung sowie die zu veröffentlichenden Unterlagen wurden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zusätzlich
in das Internet (www.pirna.de sowie gis.pirna.de) eingestellt und über ein zentrales Internetportal des Landes
(www.bauleitplanung.sachsen.de) zugänglich gemacht.

Mit Schreiben vom …………… wurden die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange dem. § 13
a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB sowie die benachbarten Gemeinden um Abgabe einer Stellungnahme bis …………… gebeten.
Sie wurden gemäß § 3 Abs. 2 BauGB von der Auslegung benachrichtigt.

Pirna, .....................                                 ................................................Oberbürgermeister

Abwägungsvermerk
Der Stadtrat der Stadt Pirna hat die während des Beteiligungsverfahrens abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die
Stellungnahmen der von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden geprüft
und am …………… über sie bestimmt.
Das Ergebnis wurde den Absendern mit Schreiben vom …………… mitgeteilt.

Pirna, .....................                                 ................................................Oberbürgermeister

Vermerk über den Satzungsbeschluss
Der Stadtrat der Stadt Pirna hat am …………… den Bebauungsplanes Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ gemäß § 10 Abs. 1
BauGB als Satzung beschlossen und die dazugehörige Begründung gebilligt.

Pirna, .....................                                 ................................................Oberbürgermeister

Genehmigungsvermerk
Der Bebauungsplan Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ bedurfte nicht der Genehmigung durch die obere Verwaltungsbehörde.

Pirna, .....................                                 ................................................Oberbürgermeister

Vermerk über die Ausfertigung der Satzung
Die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ wird hiermit ausgefertigt.

Pirna, .....................                                 ................................................Oberbürgermeister

Vermerk über die Bekanntmachung
Die Satzung wurde am …………… ortsüblich im "Pirnaer Anzeiger" Nr. …………  bekannt gemacht. Dabei wurde auf die Stelle
verwiesen, bei der der Bebauungsplan einschließlich Begründung und zusammenfassender Erklärung von jedermann eingesehen
werden kann. In der Bekanntmachung wurde auf § 215 BauGB und § 44 BauGB hingewiesen.
Der Bebauungsplan Nr. 99 „Wohngebiet am Siegfriedweg“ tritt mit der Bekanntmachung als Satzung in Kraft.

Im Sinne des § 10 a Abs. 2 BauGB wurde der in Kraft getretene Bebauungsplan mit Begründung ergänzend in das Internet
(www.pirna.de sowie gis.pirna.de) und über ein zentrales Internetportal des Landes (www.bauleitplanung.sachsen.de) eingestellt.

Pirna, .....................                                 ................................................Oberbürgermeister

Planungsstand Satzungsexemplar
Planfassung 14.08.2023
Gemeinde Stadt Pirna, OT Graupa
Gemarkung Großgraupa
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